Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2178 


Scbriftlidier Bericht 
des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
— Drucksache 1621 — 


A. Bericht des Abgeordneten Goldhagen 


L Allgemeines 

Der von der Bundesregierung am 13. Februar 
1960 vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung des Kraftfah^rzeugsteuergesetzes — Druck- 
sache 1621 — , zu der der Bundesrat in seiner 
214. Sitzung am 5. Februar 1960 Stellung genommen 
hatte, ist in der 107. Sitzung des Bundestages am 
16. März 1960 dem Finanzausschuß (federführend) 
und dem Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen (mitberatend) überwiesen worden. Der 
mitberatende Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 12. Mai 1960, der federführende Aus- 
schuß in seiner Sitzung vom 20. Oktober 1960 be- 
raten. 

Nach der derzeitigen Regelung erfolgt die Be- 
steuerung der Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger unter Verwendung von Steuerkarten mit 
jeweils jährlicher, halbjährlicher, vierteljährlicher 
oder monatlicher Geltungsdauer. Dieses Verfahren 
bedeutet sowohl für den Steuerschuldner als auch 
für die Finanzbehörden eine erhebliche Belastung. 
Versuchsweise haben deshalb mehrere Länder der 
Bundesrepublik im Anordnungswege ein neues Ver- 
fahren eingeführt, nach dem für die gesamte Dauer 
der Steuerpflicht nur ein Steuerbescheid erteilt wird. 
Da festgestellt werden konnte, daß dieses Verfahren 
für die Beteiligten eine erhebliche Vereinfachung 
und Entlastung bedeutet, wird allgemein die Beseiti- 
gung der Steuerkarte und die bundeseinheitliche 
Regelung des erprobten neuen Besteuerungsverfah- 
rens im Wege der Rechtsverordnung vorgeschlagen. 
Darüber hinaus werden in der Vorlage die Be- 
freiungsvorschriften unter Anpassung an die geän- 
derten Verhältnisse neugefaßt und zudem einige 
materiellrechtliche Vorschriften aus der Durchfüh- 
rungsverordnung in das Gesetz übernommen. 


Der Ausschuß hat die Vorlage im wesentlichen 
gebilligt, schlägt jedoch die nachstehend aufgeführ- 
ton Ergänzungen und Änderungen vor. 


11. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Die Präambel ist durch Anführung des Straßen- 
baufinanzierungsgesetzes vom 28. März 1960 (BGBl. I 
S. 201) zu ergänzen. Sie erhält deshalb folgenden 
Zusatz: 

„und des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 
28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201)". 

Zu Nr. 2 (§ 2) 

Der Ausschuß beschloß, das Flalten von Zug- 
maschinen, solange sie ausschließlich von Schau- 
stellern verwendet werden, von der Steuer zu be- 
freien, übernahm aber nicht den Vorschlag des mit- 
beratenden Ausschusses, auch das Flalten von 
Wohnwagen-Anhängern, die ausschließlich von 
Schaustellern verwendet werden, mit in die Steuer- 
befreiung einzubeziehen. 

Es ist deshalb folgende Nr. 6 a einzufügen: 

„6 a. Zugmaschinen, solange sie ausschließlich von 
Schaustellern verwendet werden;". 

Der Ausschuß schlägt ferner vor, in Nr. 9 in An- 
gleichung an die Formulierung unter Nr. 8 die 
Worte „oder von Inländern benutzt werden" durch 
die Worte „oder von Personen benutzt werden, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben" zu ersetzen. 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2178 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zu Nr. 4 (§ 3) 

Die in Nr. 3 vorgesehene Beseitigung der Be- 
schränkung der Steuervergünstigung für Körper- 
behinderte auf Personenkraftfahrzeuge mit nicht 
mehr als 2400 Kubikzentimeter Hubraum und die i 
Abschaffung der Steuerkarte machen eine Neufas- 
sung des § 3 Abs. 3 KraftStG notwendig. Bei die- | 
ser Gelegenheit sollen nach dem Beschluß des ! 
Ausschusses auch dfe Vorschriften bezüglich der ; 
mißbräuchlichen Benutzung solcher Fahrzeuge an ! 
die allgemeinen Bestimmungen hinsichtlich der | 
mißbräuchlichen Benutzung von steuerbefreiten 
Fahrzeugen angeglichen werden. Da der in der 
Vorlage vorgesehene Widerruf in der praktischen , 
Durchführung zu technischen Schwierigkeiten führen j 
kann, schlägt der Ausschuß vor, in § 3 Abs. 3 den i 
zweiten Halbsatz wie folgt zu fassen: 

„so entfällt die Steuervergünstigung für die Zeit der ■ 
mißbräuchlichen Benutzung, mindestens jedoch für 
die Dauer eines Monats." 

Zu Nr. 4 a (§§ 4 und 5) ! 

Der Ausschuß schlägt vor, in den §§ 4 und 5 
KraftStG das Wort „Reichsgebiet" durch das Wort | 
„Inland" zu ersetzen, weil auch in den seit 1955 ge- | 
änderten Vorschriften des Gesetzes nur die Begriffe 
„Inland" oder „Bundesgebiet" verwendet werden. 

Zu Nr. 6 a (§ 11) 

In Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe b werden wegen 
der vorgesehenen Abschaffung der Steuerkarte die 
Worte „für die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte" 
gestrichen. 

Zu Nr. 9 (§ 13) 

Das KraftStG läßt bei Kraftfahrzeugen, die nach 
dem Hubraum besteuert werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 1) 
allgemein auch die Entrichtung der Steuer für die 
Dauer eines Halbjahres oder eines Vierteljahres zu. 


Um nach Möglichkeit die Zahl der kleinen Voll- 
streckungsfälle zu vermindern, schlägt der Ausschuß 
vor, in den Fällen, in denen die Jahressteuer den 
Betrag von 100 DM nicht übersteigt, keine Viertel- 
jahreszahlung mehr zuzulassen. Er glaubt eine 
solche Einschränkung auch deshalb vertreten zu 
können, weil dem Kraftfahrzeughalter die Möglich- 
keit der Abmeldung offensteht, die nach § 16 zur 
Erstattung überzahlter Beträge führt. 

Da erfahrungsgemäß Tagessteuerkarten für außer- 
deutsche Fahrzeuge höchst selten für mehr als 
30 Tage gelöst werden, schlägt der Ausschuß weiter 
vor, in § 13 das Wort „sechzig" durch das Wort 
„dreißig" zu ersetzen. 

Zu Nr. 11 (§ 16) 

Angesichts der im vorhergehenden Absatz vom 
Ausschuß beschlossenen Begrenzung der Gültig- 
keitsdauer der Tageskarten für außerdeutsche Fahr- 
zeuge und der damit zwangsläufig verbundenen Er- 
mäßigung des zu zahlenden Steuerbetruges, glaubte 
der Ausschuß in solchen Fällen eine Erstattung von 
gezahlter Steuer ausschließen zu sollen, zumal auch 
bei deutschen Fahrzeugen eine tageweise Erstattung 
grundsätzlich ausgeschlossen ist. 

Zu Nr. 12 (§ 17) 

Der Ausschuß schlägt vor, die Überschrift des 
§ 17 in der Vorlage „erstmalige Besteuerung" durch 
die Formulierung „Nachweis der Besteuerung" 
zu ersetzen, um auf diese Weise die Notwendigkeit 
des engen Zusammenwirkens zwischen Finanzamt 
und Ziilassungsstelle deutlich herauszustellen. 

I Zu Artikel 5 

1 Der Ausschuß beschloß in Abänderung der Vor- 
I läge den Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den 
I 1. Januar 1961 festzusetzen. 


Bonn, den 20. Oktober 1960 


Goldhagen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1621 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 20. Oktober 1960 


Der Finanzausschuß 
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Neuburger 

Vorsitzender 


Goldhagen 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

— Drucksache 1621 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 417) und des Dritten Gesetzes zur 
Aufhebung des Besatzungsrechts vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 540) wird wie folgt geändert: 


1. In § 1 wird der Absatz 2 durch die folgenden 
^ Absätze 2 und 3 ersetzt; 

„(2) Die Vorschriften über die Besteuerung 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- An- 
hängern gelten, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, sinngemäß für die Besteuerung von Kenn- 
zeichen für Probe- und Überführungsfahrten. 

(3) Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhän- 
ger sind Fahrzeuge im Sinne dieses Gesetzes." 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Ausnahmen von der Besteuerung 
Von der Steuer befreit ist das Halten von 

1. Fahrzeugen, die von den Vorschriften 
über das Zulassungsverfahren ausgenom- 
men sind; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 417), des Dritten Gesetzes zur Auf- 
hebung des Besatzungsrechts vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 540) und des Straßenbau- 
finanzierungsgesetzes vom 28, März 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 2 

Ausnahmen von der Besteuerung 
Von der Steuer befreit ist das Halten von 
1. unverändert 


2. unverändert 


2. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich im 
Dienst der Bundeswehr, des Bundes- 
grenzschutzes, der Polizei oder des Zoll- 
grenzdienstes verwendet werden. Vor- 
aussetzung ist, daß die Fahrzeuge äußer- 
lich als für diese Zwecke bestimmt er- 
kennbar sind; 


3 
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Entwurf 

3. Fahrzeugen, solange sie für den Bund, ein 
Land, eine Gemeinde, einen Gemeinde- 
verband oder einen Zweckverband zuge- 
lassen sind und ausschließlich zum 
Wegebau, zur Straßenreinigung, zur 
Müll- oder zur Fäkalienabfuhr verwendet 
werden. Voraussetzung ist, daß die Fahr- 
zeuge äußerlich als für diese Zwecke be- 
stimmt erkennbar sind; 

4. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich im 
Feuerwehrdienst, im Katastrophenschutz, 
für Zwecke des zivilen Luftschutzes, bei 
Unglücksfällen oder zur Krankenbeförde- 
rung verwendet werden. Voraussetzung 
ist, daß die Fahrzeuge äußerlich als für 
diese Zwecke bestimmt erkennbar sind. 
Bei Fahrzeugen, die nicht für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Ge- 
meindeverband oder einen Zweckver- 
band zugelassen sind, ist außerdem Vor- 
aussetzung, daß sie nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit ihnen fest ver- 
bundenen Einrichtungen nur für die be- 
zeichneten Verwendungszwecke geeignet 
und bestimmt sind; 

5. Kraftomnibussen, die ausschließlich elek- 
trisch angetrieben werden und den Fahr- 
strom regelmäßig einer Fahrleitung ent- 
nehmen {Oberleitungsomnibusse), und 
von Kraftfahrzeug-Anhängern, die aus- 
schließlich hinter Oberleitungsomnibus- 
sen mitgeführt werden,- 

6. Zugmaschinen, Sonderfahrzeugen und 
Anhängern hinter Zugmaschinen oder 
Sonderfahrzeugen, solange die Fahr- 
zeuge ausschließlich in land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betrieben verwendet 
werden. Als Sonderfahrzeuge gelten 
Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart oder 
ihren besonderen, mit ihnen fest verbun- 
denen Einrichtungen ausschließlich für 
die Verwendung in land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieben geeignet und be- 
stimmt sind; 


7. Fahrzeugen, die zugelassen sind 

a) für eine bei der Bundesrepublik 
Deutschland beglaubigte diploma- 
tische Vertretung eines außer- 
deutschen Staates, 

b) für Mitglieder der unter Buchstabe a 
bezeichneten diplomatischen Vertre- 
tungen oder für Personen, die zum Ge- 
schäftspersonal dieser Vertretungen 
gehören und der inländischen Ge- 
richtsbarkeit nicht unterliegen, 

c) für eine in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassene konsula- 
rische Vertretung eines außerdeut- 
schen Staates, wenn der Leiter der 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


6a. Zugmaschinen, solange sie ausschließlich 
von Schaustellern verwendet werden; 

7. unverändert 


4 
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Vertretung Angehöriger des Ent- 
sendestaates ist und außerhalb seines 
Amtes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Erwerbstätigkeit ausübt, 

d) für einen in der Bundesrepublik 
Deutschland zugeiassenen Konsular- 
vertreter (Generalkonsul, Konsul, 
Vizekonsul, Konsular agenten) oder 
für Personen, die zum Geschäftsper- 
sonal dieser Konsularvertreter gehö- 
ren, wenn sie Angehörige des Ent- 
sendestaates sind und außerhalb ihres 
Amtes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Erwerbstätigkeit ausüben. 

Die Steuerbefreiung tritt nur ein, wenn 
Gegenseitigkeit gewährt wird; 

8. Fahrzeugen, die mit eigener Triebkraft 
in das Ausland ausgeführt werden sol- 
len und hierzu ein länglichrundes Kenn- 
zeichen erhalten. Die Steuerbefreiung 
gilt nur für die ersten zehn Tage nach 
Zuteilung des länglichrunden Kenn- 
zeichens, es sei denn, daß es sich um 
Personenkraftfahrzeuge mit weniger als 
acht Sitzplätzen handelt, deren Halter 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt nicht im Inland haben; 

9. im ausländischen Zulassungsverfahren 
zugelassenen Personenkraftfahrzeugen, 
die zum vorübergehenden Aufenthalt in 
das Bundesgebiet gelangen, solange sie 
im Bundesgebiet frei von Eingangsab- 
gaben verwendet werden dürfen. Die 
Steuerbefreiung entfällt, wenn die Fahr- 
zeuge der entgeltlichen Beförderung von 
Personen dienen oder von Inländern be- 
nutzt werden; 


10. im ausländischen Zulassungsverfahren 
zugelassenen Fahrzeugen, die aus dem 
Ausland zur Ausbesserung in das Bun- 
gebiet gelangen und für die nach den 
Zollvorschriften ein Ausb es serungs ver- 
kehr bewilligt wird; 

11. im ausländischen Zulassungs verfahren 
zugelassenen Fahrzeugen, solange sie 
öffentliche Straßen benutzen, die die ein- 
zige oder die gegebene Verbindung 
zwischen verschiedenen Orten des Aus- 
lands bilden und das Bundesgebiet auf 
kurze Strecken durchschneiden; 

12. Dienstfahrzeugen ausländischer Behör- 
den, die auf Dienstfahrten zum vorüber- 
gehenden Aufenthalt in das Grenzgebiet 
gelangen. Voraussetzung ist, daß Gegen- 
seitigkeit gewährt wird," 

3. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „von nicht 
^ mehr als 2400 Kubikzentimeter Hubraum" ge- 
strichen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


8. unverändert 


9. im ausländischen Zulassungsverfahren 
zugelassenen Personenkraftfahrzeugen, 
die zum vorübergehenden Aufenthalt in 
das Bundesgebiet gelangen, solange sie 
im Bundesgebiet frei von Eingangsab- 
gaben verwendet werden dürfen. Die 
Steuerbefreiung entfällt, wenn die Fahr- 
zeuge der entgeltlichen Beförderung von 
Personen dienen oder von Personen be- 
nutzt werden, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben; 

10, unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


3. unverändert 


5 
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Entwurf 

4. In § 3 erhält der Absatz 3 die folgende Fassung: 

„(3) Wird ein Fahrzeug, für das eine Steuer- 
vergünstigung gewährt worden ist, mißbräuch- 
lich benutzt (Absatz 2), so ist die Steuerver- 
günstigung für die Zeit der mißbräuchlichen Be- 
nutzung, mindestens jedoch für die Dauer eines 
Monats, zu widerrufen,“ 


5. In den §§ 4 bis 9 und 12 werden die Worte 
^ „Kraftfahrzeug'' und „Kraftfahrzeugschedn" 

durch die Worte „Fahrzeug" und „Kraftfahr- 
zeug- oder Anhängerschein" ersetzt. 

6. In § 4 Abs. 1 erhält die Nummer 1 die folgende 
^ Fassung: 

„1. beim Halten eines Fahrzeugs, das im deut- 
schen Zulassungsverfahren zugelassen wor- 
den ist, 

a) regelmäßig die Person, für die das Fahr- 
zeug zugelassen ist, 

b) der Händler, wenn er das Fahrzeug 
zum Wiederverkauf erworben hat;". 


7. In § 11 wird der Absatz 4 durch die folgenden 
^ Absätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Für Fahrzeuge, die im ausländischen Zu- 
lassungsverfahren zugelassen sind, beträgt die 
Steuer, wenn sie tageweise entrichtet wird, für 
jeden ganz oder teilweise im Bundesgebiet zu- 
gebrachten Kalendertag 

1. bei Zwei- und Dreirad- 

kraftfahrzeugen (ausge- 
nommen Zugmaschinen) 
sowie bei Personen- 
kraftwagen 1 , — DM, 

2. bei allen anderen Fahr- 
zeugen 3, — DM. 

(5) Bei der Zuteilung eines Kennzeichens 
für Probe- und Überführungsfahrten beträgt die 
Steuer 

1. für Kennzeichen, die nur 
für Krafträder auf die 
Dauer eines Kalender- 
jahres gelten, 

2. für andere Kennzeichen, 
die auf die Dauer eines 
Kalenderjahres gelten, 

3. für Kennzeichen, die für 
bestimmte Probe- oder 
Überführungsfahrten auf 
die Dauer bis zu fünf- 
zehn Tagen gelten, täg- 
lich 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

4. In § 3 erhält der Absatz 3 folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Wird ein Fahrzeug, für das eine Steuer- 
vergünstigung gewährt worden ist, mißbräuch- 
lich benutzt (Absatz 2), so entfällt die Steuer- 
vergünstigung für die Zeit der mißbräuchlichen 
Benutzung, mindestens jedoch für die Dauer 
eines Monats." 

4a. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 sowie in § 5 

^ Nr. 2 wird das Wort „Reichsgebiet" durch das 
Wort „Inland" ersetzt. 

5. unverändert 


6. unverändert 


6a. In § 1 1 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b werden die 
^ Worte „für die Gültigkeitsdauer der Steuer- 
karte" gestrichen. 

7. unverändert 


90,— DM, 

375,— DM, 

1,50 DM." 


6 
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8. In § 12 

^ a) erhält der bisherige Wortlaut die Absatz- 
bezeichnung 1, 

b) wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Das Finanzamt darf anordnen, daß 
die Steuer später zu entrichten ist. Die Zah- 
lungsfrist soll zwei Wochen nicht überstei- 
gen.“ 

9. In § 13 

a) wird in Absatz 2 der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Ein Wechsel des Entrichtungszeitraums ist 
nur zulässig, wenn die Änderung spätestens 
einen Monat vor Fälligkeit der neu zu ent- 
richtenden Steuer beantragt wird.", 


b) wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Steuer darf bei Fahrzeugen, die 
im ausländischen Zulassungsverfahren zu- 
gelassen sind und zum vorübergehenden 
Aufenthalt in das Bundesgebiet gelangen, 
für einen Aufenthalt bis zu sechzig Tagen 
auch tageweise entrichtet werden. Die Tage 
des Aufenthalts im Bundesgebiet brauchen 
nicht unmittelbar aufeinander zu folgen. Die 
Steuer darf außerdem tageweise entrichtet 
werden, wenn ein Kennzeichen für Probe- 
und Überführungsfahrten für einen Zeit- 
raum bis zu fünfzehn Tagen zugeteilt wird.", 

c) erhalten die Absätze 3, 4 und 5 die Absatz- 
bezeichnungen 4, 5 und 6, 

d) wird im neuen Absatz 5 der Satz angefügt: 
„Absatz 3 bleibt unberührt." 

10. §§14 und 15 werden gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

8. unverändert 


9. In § 13 

♦ 

a) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Steuer darf bei Kraftfahrzeugen, 
die nach dem Hubraum besteuert werden 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 1), auch für die Dauer eines 
Halbjahres oder, wenn die Jahressteuer 
mehr als hundert Deutsche Mark beträgt, 
eines Vierteljahres, bei den anderen Fahr- 
zeugen auch für die Dauer eines Halbjahres, 
eines Vierteljahres oder eines Monats ent- 
richtet werden. Die Steuer beträgt in diesen 
Fällen, 

1. wenn sie halbjährlich entrichtet 
wird, 

die Hälfte der Jahressteuer; 

2. wenn sie vierteljährlich entrichtet 
wird, 

ein Viertel der Jahressteuer; 

3. wenn sie monatlich entrichtet 
wird, 

ein Zwölftel der Jahressteuer. 

Ein Wechsel des Entrichtungszeitraums ist 
nur zulässig, wenn die Änderung spätestens 
einen Monat vor Fälligkeit der neu zu ent- 
richtenden Steuer beantragt wird.", 

b) wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Steuer darf bei Fahrzeugen, die 
im ausländischen Zulassungsverfahren zu- 
gelassen sind und zum vorübergehenden 
Aufenthalt in das Bundesgebiet gelangen, 
für einen Aufenthalt bis zu dreißig Tagen 
auch tageweise entrichtet werden. Die Tage 
des Aufenthalts im Bundesgebiet brauchen 
nicht unmittelbar aufeinander zu folgen. Die 
Steuer darf außerdem tageweise entrichtet 
werden, wenn ein Kennzeichen für Probe- 
und Überführungsfahrten für einen Zeit- 
raum bis zu fünfzehn Tagen zugeteilt wird.", 

c) unverändert 

d) unverändert 


10. unverändert 


7 
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11. § 16 erhält folgende Fassung: 

.§ 16 

Erstattung der Steuer 

(1) Endet die Steuerpflicht vor Ablauf der 
Zeit, für die die Steuer entrichtet ist, so wird 
für jeden vollen Monat, der nach dem Tag der 
Beendigung der Steuerpflicht liegt, ein Betrag 
in Höhe von einem Zwölftel der Jahressteuer 
erstattet. In jedem Fall werden mindestens fünf 
Deutsche Mark einbehalten. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
von Absatz 1 abweichende Bestimmungen tref- 
fen, soweit dies in den Fällen 'des § 8 zur Ver- 
meidung einer mehrfachen Besteuerung erfor- 
derlich ist.“ 


12. § 17 erhält folgende Fassung: 

.§ 17 

Erstmalige Besteuerung 

Die zuständige Verwaltungsbehörde darf den 
Kraftfahrzeugschein oder den Anhängerschein 
erst aushändigen, wenn der, für den das Fahr- 
zeug zugelassen werden soll, nachweist, daß 
den Vorschriften über die Kraftfahrzeugsteuer 
genügt ist. Die obersten Finanzbehörden der 
Länder bestimmen, wie dieser Nachweis zu 
führen ist.“ 


13. § 18 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 18 

Zwangsabmeldung 

Ist die Steuer nicht entrichtet worden, so hat 
die Zulassungsbehörde auf Antrag des Finanz- 
amts den Kraftfahrzeugschein oder den Anhän- 
gerschein einzuziehen, etwa ausgestellte An- 
hängerverzeichnisse zu berichtigen und den 
Dienststempel auf dem Kennzeichen zu entfer- 
nen (Zwangsabmeldung). Die Zulassungsbe- 
hörde kann die Zwangsabmeldung durch die 
Polizei vornehmen lassen. Die Polizei ist ver- 
pflichtet, dem Ersuchen der Zulassungsbehörde 
zu entspredien.“ 


14. Der folgende neue § 19 wird angefügt: 

19 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverord- 
nungen zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 


— 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

11. § 16 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 16 

Erstattung der Steuer 

(1) Endet die Steuerpflicht vor Ablauf der 
Zeit, für die die Steuer entrichtet ist, so wird 
für jeden vollen Monat, der nach dem Tag der 
Beendigung der Steuerpflicht liegt, ein Betrag 
in Höhe von einem Zwölftel der Jahressteuer 
erstattet. In jedem Fall werden mindestens fünf 
Deutsche Mark einbehalten. In den Fällen des 
§ 13 Abs. 3 ist eine Erstattung ausgeschlossen. 

(2) unverändert 


12. § 17 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 17 

Nachweis der Besteuerung 

Die zuständige Verwaltungsbehörde darf den 
Kraftfahrzeugschein oder den Anhängerschein 
erst aushändigen, wenn der, für den das Fahr- 
zeug zugelassen werden soll, nachweist, daß 
den Vorschriften über die Kraftfahrzeugsteuer 
genügt ist. Die obersten Finanzbehörden der 
Länder bestimmen, wie dieser Nachweis zu 
führen ist." 


13. unverändert 


14. unverändert 

♦ 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Aus 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so- 
wie den Umfang der Ausnahmen von 
der Besteuerung und der Steuer- 
ermäßigungen, soweit dies zur Wah- 
rung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten in Härtefällen erfor- 
derlich ist, 

3. die Zuständigkeit der Finanzämter 
und den Umfang der Besteuerungs- 
grundlagen, 

4. das Besteuerungsverfahren, insbeson- 
dere die Berechnung der Steuer und 
die Änderung von Steuerfestsetzun- 
gen, sowie die von den Steuerpflich- 
tigen zu erfüllenden Pflichten und die 
Beistandspflicht Dritter, 

5. Art und Zeit der Steuerentrichtung. 

Dabei darf abweichend von § 13 
Abs. 1 und 2 bestimmt werden, daß 
die Steuer auch tageweise entrichtet 
werden darf, soweit hierdurch ein 
Fahrzeughalter mit mehreren Fahr- 
zeugen für seine sämtlichen Fahr- 
zeuge einen einheitlichen Fälligkeits- 
tag erreichen will, 

6. die Erstattung der Steuer. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses .Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
verordnung in der jeweils geltenden Fassung 
mit neuem Datum, unter neuer Überschrift und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. 

Dabei dürfen Unstimmigkeiten des Wortlauts 
beseitigt und die in der Durchführungsverord- 
nung vorgesehenen Vordruckmuster geändert 
werden." 


Artikel 2 Artikel 2 

Soweit Kraftfahrzeugsteuer vor Inkrafttreten die- unverändert 

ses Gesetzes festgesetzt und entrichtet worden ist, 
werden Unterschiedsbeträge, die sich nach diesem 
Gesetz ergeben, weder erhoben noch erstattet. 


Artikel 3 


Artikel 3 


Die §§ 34, 35, 41, 42, 45 und 50 bis 53 der Durch- unverändert 

führungsverordnung zum Kraftfahrzeugsteuergesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juli 
1955 (BundesgesetzbL I S. 423) sowie die Verord- 
nung über die Befreiung von Arbeitsmaschinen von 
der Kraftfahrzeugsteuer vom 21. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 1140) werden aufgehoben. 


c h u s s e s 
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Entwurf 
Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 {Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnun- 
gen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
üb er 1 e i tung s g e s e tze s . 

(2) Artikel I Nr. 2 des Gesetzes des Landes Ber- 
lin zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
vom 3. August 1950 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I S. 379) bleibt unberührt. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf seine 
Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats in 
Kraft. Soweit die Landesfinanzbehörden zur Ver- 
einfachung der Verwaltung schon zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt von der Ausstellung von Kraftfahr- 
zeugsteuerkarten abgesehen haben, hat es dabei 
sein Bewenden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. 
Soweit die Landesfinanzbehörden zur Vereinfachung 
der Verwaltung schon zu einem früheren Zeitpunkt 
von der Ausstellung von Kraftfahrzeugsteuerkarten 
abgesehen haben, hat es dabei sein Bewenden. 


10 



